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Lieferbindung?

Die steigende Zahl der Arbeits­
losen und die wenig günstigen 

Aussichten auf eine schnelle Bele­
bung der Wirtschaft lassen nnanche 
erneut die Frage aufwerfen, ob die 
Bundesrepublik es sich weiterhin 
leisten kann, ihre entwicklungspoli­
tischen Leistungen nicht an deut­
sche Lieferungen in die Dritte Welt 
zu koppeln. Andere große Industrie­
staaten wie die USA, Japan oder 
Frankreich benutzen das Instru­
ment der Lieferbindung seit langem, 
um ihre eigenen wirtschaftlichen In­
teressen durchzusetzen. Sie ver­
langen bei 30 bis 50 % ihrer Kredit­
auszahlungen Käufe von Anlagen, 
Ausrüstungsgütern und sonstigen 
Waren aus ihren Ländern. Die Bun­
desrepublik entschloß sich zu einer 
solchen Bindung bisher nur bei der 
Lieferung von Lokomotiven und 
Schiffen sowie bei Consultinglei- 
stungen. Und nicht ohne Stolz kön­
nen deshalb die verantwortlichen 
Politiker auf den vom Entwicklungs­
ausschuß der OECD attestierten 
niedrigen Bindungsanteil von 13 % 
verweisen.

Ausschlaggebend für diese Ein­
stellung war in erster Linie die Über­
legung, die ohnehin bescheidenen 
Mittel so effizient wie irgendmöglich 
einzusetzen. Da eine Lieferbindung 
die Entwicklungsländer zwingen 
könnte, die von ihnen benötigten Er-
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Zeugnisse im kreditgebenden Land 
zu einem höheren Preis erwerben 
zu müssen als auf dem Weltmarkt, 
sollte sie möglichst vollständig ver­
mieden werden. Die Vertreter der 
Bundesrepublik hofften -  und wie 
die siebziger Jahre zeigen mit eini­
ger Berechtigung - ,  durch ihre bei­
spielhafte Haltung auch andere Ge­
berländer zu einer Aufweichung ih­
rer Lieferbindung zu veranlassen. 
Gerechtfertigt wurde diese Position 
zusätzlich durch die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deut­
schen Wirtschaft. Denn auch ohne 
Bindung führten Anfang der siebzi­
ger Jahre rund 80 % der bilateralen 
öffentlichen Kredite an Entwick­
lungsländer zu Bestellungen bei 
deutschen Unternehmen.

Inwischen hat sich dieses Bild er­
heblich gewandelt. 1980 lag die 
Rücklaufquote bei 60 % und 1981 
nur noch bei 55 %. Außerdem regt 
das gute Beispiel der Bundesrepu­
blik offensichtlich nicht mehr zur 
Nachahmung an. Denn inzwischen 
nimmt die Tendenz zur Lieferbin­
dung weltweit wieder zu.

Doch die Angst vor Arbeitslosig­
keit und Krise sollte nicht den Blick 
dafür verstellen, daß es bei der Poli­
tik der wirtschaftlichen Zusammen­
arbeit nicht um die Sicherung von 
Arbeitsplätzen im Inland geht, son­
dern um die Stabilisierung und Be­
schleunigung des Entwicklungspro­
zesses in den Ländern der Dritten 
Welt. Die von allen Partnern getra­
gene stärkere Orientierung der Hil­
feleistungen auf die vergleichswei­
se weniger entwickelten Länder, 
ländlichen Regionen, die armen Be­
völkerungsgruppen und die Dek- 
kung ihrer Grundbedürfnisse mußte 
die Rücklaufquote zwangsläufig re­
duzieren. Denn zum einen ist die 
Wettbewerbsfähigkeit der deut­
schen Wirtschaft für Güter, die bei 
Verfolgung dieser Strategie von 
Entwicklungsländern nachgefragt 
werden, wesentlich geringer als im 
Falle groß angelegter Industrialisie­
rungsprogramme; zum anderen 
sollen Produktion und Käufe in den

Ländern "selbst bewußt gefördert 
werden.

Unabhängig davon ist darauf 
hinzuweisen, daß von einer ver­
stärkten Lieferbindung kaum nen­
nenswerte quantitative Beschäfti­
gungseffekte ausgehen würden. 
Denn gebunden werden können le­
diglich die bilateralen Hilfeleistun­
gen. Dabei scheiden die Aufwen­
dungen für die technische Zusam­
menarbeit weitgehend aus, weil der 
größte Teil der Ausgaben für Gehäl­
ter von Experten und ihre Ausrü­
stungen vorgesehen ist. Als poten­
tielle Finanzmasse für die Bindung 
verbleiben nur die von der Kreditan­
stalt für Wiederaufbau vergebenen 
Kredite für die sogenannte finan­
zielle Zusammenarbeit. Die Kredit­
anstalt gibt an, daß der deutschen 
Exportwirtschaft bei einer völligen 
Lieferbindung im vergangenen Jahr 
lediglich ein zusätzliches Liefervo­
lumen von 700 Mill. DM zugeflossen 
wäre. Das sind gerade 0,2 % des 
deutschen Exports. Dies erscheint 
im Hinblick auf eine Arbeitsplatzsi­
cherung kaum erwähnenswert. Und 
der Preis ist sehr hoch, wenn man 
sich vergegenwärtigt, daß Struktur­
probleme auf diese Weise nicht ge­
löst werden, die entwicklungspoliti­
sche Grundausrichtung in Frage 
gestellt wird und das Image der 
Bundesrepublik als solidarischer 
Partner der armen Länder beein­
trächtigt würde. Insofern ist es zu 
begrüßen, daß man im zuständigen 
Ministerium wenig Neigung erken­
nen läßt, die verstärkte Lieferbin­
dung einzuführen.

Fragwürdig sind aber auch sol­
che Verhandlungsempfehlungen, 
Vertreter von Entwicklungsländern 
zu veranlassen, von sich aus „frei­
w illig“ die Absicht zum Kauf deut­
scher Erzeugnisse für Kredite aus 
der Bundesrepublik zu erklären. An­
gesichts der sich dramatisch ver­
schlechternden Lage der Entwick­
lungsländer sollten derartige wenig 
Nutzen bringende Vorschläge 
rasch wieder in der Schublade ver­
schwinden.
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